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Haushalt der Stadt Barmstedt für 2016:

Ganz finster, aber änderbar 
ie Stadtvertretung be-
schloss mehrheitlich 
ein weiteres Gewerbe-

gebiet an der K18 in der Nähe 
der Königskoppel auszuwei-
sen. Die BALL-Fraktion sowie 
weitere Stadtvertreter/innen 
von SPD, FWB und Grünen 
stimmten dagegen, da sie ge-
gen eine Zersiedlung der Land-
schaft in der Nähe der Königs-
koppel sind. Ferner ist dort 
das Grundwassereinzugsgebiet 
für Barmstedt. Zudem haben 
Kreis- und Landesbehörden 
wiederholt und seit Jahren ein 
weiteres Gewerbegebiet dort 
abgelehnt. Die anstehende 
F-Planänderung ist vermutlich 
sinnlos und bedeutet den 
Rausschmiss von mindestens 
20.000,– Euro an Planungskos-
ten. Mit dem Geld hätte man 
besser einen Einstieg in die 
bessere Medienausstattung 
der Schulen finden können.

ie Stadtvertretung ver-
abschiedete am 9.2. den
Haushaltsplan für das 

Jahr 2016. Die BALL-Fraktion 
stimmte dagegen. BALL-Fraktions-
sprecher Dr. Günter Thiel erklärte 
u. a.: „In diesem Jahr erwartet 
die Stadt bei den laufenden Ein-
nahmen und Ausgaben ein Defi-
zit von 4.67 Mio. Euro, und gäbe 
es nicht die hohen Zuführungen 
der Stadtwerke an den Haushalt 
der Stadt, sähe es noch finsterer 
aus. Bei den Einzelansätzen im 
Haushalt ist kritisch anzumerken, 
dass alle „freiwilligen Ausgaben“ 
für Schulen, Soziales, Sport und 
Kultur seit vielen Jahren einge-
froren sind und so im Verhältnis 
zu den Preissteigerungen weiter 
gekürzt werden. Auch akzeptie-
ren wir nicht die Abkanzelung 
der Schulen bei der Umsetzung 
ihres Medienkonzepts bzw. der 
Verwaltungsumgestaltung an 
der GGS Geschwister-Scholl. Die 
BALL war die einzige Kraft, die 
letztlich gegen die Einführung ei-
ner Sportstättennutzungsgebühr 
gestimmt hat, und dass jetzt 
der BMTV, SSV Rantzau und FC 
Heede mit mehr als 8.000,- Euro 
zur Kasse gebeten werden. 

Im Vermögenshaushalt gibt es 
einige wichtige größere Investi-
tionen: die Feuerwehr erhält neue
Alarmfunkwecker und endlich 
ihr neues Löschfahrzeug; an der 
GGS Geschwister-Scholl erfolgt 
in diesem Jahre die Schulhofum-

gestaltung; auf dem ehemaligen 
Gabor-Gelände entstehen neue 
Wohnungen und Häuser und für 
die Unterbringung von Flüchtlin-
gen in dezentralen Häusern wird 
vorgesorgt. Die BALL begrüßt
es, dass der Stellenplan bei der
Stadt um 1,66 Stellen aufge-
stockt wird, damit die zusätzli-
chen Aufgaben – u. a. bei der
Flüchtlingsunterbringung – be-
wältigt werden, und wir erwar-
ten, dass die erheblichen Mittel, 
die die Stadt für die Betreuung 
der Flüchtlinge vom Land erhält, 
auch für diese eingesetzt werden.

Was die BALL aber überhaupt 
nicht akzeptieren kann, ist der 
finanzielle Rahmen, in den durch 
die Polit ik der Landes- und 

Bundesregierung die Gemeinden 
reingepresst werden. Die Ge-
meinden erhalten für die viel-
fältigen Aufgaben, die ihnen zu-
geteilt sind, einen zu geringen 
Anteil am Gesamtsteueraufkom-
men und dann sind die Gemein-
den noch den Schwankungen 
und Krisen der kapitalistischen 
Marktwirtschaft ausgeliefert. 
Die Stadt Barmstedt kommt aus 
eigener Kraft nicht wesentlich 
aus der Finanznot heraus. 

Die BALL kann auch nicht ak-
zeptieren, dass die Stadtvertreter 
durch die Politik von CDU/CSU, 
SPD und Grünen auf Landes- 
und Bundesebene in ein Korsett 
eingeschnürt werden, das stark 
die kommunale Demokratie und 

das in der Verfassung vorgese-
hene Selbstbestimmungsrecht 
der Gemeinden beschädigt. 
Wenn Stadtvertreter oftmals nur 
wählen können, ob sie Leistun-
gen streichen oder den Bürgern 
Mehrbelastungen aufdrücken, 
dann ist der freie Entscheidungs-
spielraum kaum gegeben. Das 
nehmen wir nicht so hin. Das 
ist prinzipiell zu ändern, und 
die BALL unterstützt daher jene 
Kräfte, die für einen deutlichen 
Politikwechsel eintreten. Wir 
wollen gar nicht vorrechnen, wie-
viele Milliarden Euro auch den 
Gemeinden jährlich mehr zur 
Verfügung stehen könnten, wenn
der Staat ernsthaft gegen Steu-
erhinterziehung im großen Stil 

vorginge oder wenn die legalen 
Steuerfluchtmöglichkeiten, die
von den multinationalen Konzer-
nen genutzt werden, unterbun-
den würden. Ganz zu schweigen 
von weiteren vielen Milliarden, 
die durch eine Erhöhung der 
Spitzensteuersätze auf Millio-
neneinkommen oder eine Ver-
mögensabgabe auf gigantische 
Vermögen eingenommen wer-
den könnten. 

Ein aktuelles Beispiel zur 
Haushaltsdiskussion liefert die 
CDU/CSU/SPD-Bundesregierung: 
Die Investitionen für neue Waf-
fensysteme der Bundeswehr 
sollen auf 130 Mrd. Euro auf 
Druck der US-geführten NATO 
und im Profitinteresse der Rüs-
tungskonzerne aufgestockt 
werden. Auf die Einwohner der 
Stadt Barmstedt ungerechnet 
entfällt dabei ein Anteil von 
rund 16 Mio. Euro. Es gehört 
nicht viel Phantasie dazu sich 
vorzustellen, dass mit den Gel-
dern auch ein Schuldenschnitt 
für hochverschuldete Gemein-
den erfolgen könnte: Barmstedt 
hätte mit einem Schlage statt 
21 Mio. Euro Schulden nur noch 
5 Mio. Euro, und die jährlichen 
Zins- und Tilgungszahlungen 
lägen um rd. 1.3 Mio. niedriger.

Die Finanznot der Gemein-
den kann also überwunden wer-
den. Dazu bedarf es eines grund-
legenden Politikwechsels , den 
die BALL vor Ort unterstützt . 
Die Gegenstimmen der BALL 
gegen den Gesamthaushalt sind 
insofern Gegenstimmen gegen 
den finanzpolitischen Rahmen, 
in den die Gemeinden gezwängt 
werden.“
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Gewerbegebiet 
an der K18: 
20.000,– Euro
rausgeschmissen?

Ein Milliardendebakel zu unseren Lasten:

Die HSH Nordbank 
„W aren es Gier und Gla-

mour oder waren es 
Unverständnis und 

Inkompetenz, die Manager der 
Bank und Politiker bei dieser 
Bank an den Abgrund geführt 
haben?“, wurde die schleswig-
holsteinische Finanzministerin in
einem Interview gefragt (Barm-
stedter Zeitung 5.12.2015). Wir 
sagen: es war von jedem etwas.

Gegründet wurde die HSH 
Nordbank im Jahr 2003 von den 
Ländern Schleswig-Holstein und 
Hamburg mit dem Ziel , sie zu 
einer internationalen Geschäfts-
bank zu entwickeln. 
Leider wurden die Aufsichtsgre-

mien mit Damen und Herren aus 
der Politik besetzt, die auch mal 
gerne „am großen Rad drehen“ 
und schöne Gewinne für die vom 
Bund kurz gehaltenen Landes-
haushalte abschöpfen wollten (= 
Gier und Glamour). Diese waren 
dann aber mit der Aufsicht über 
die öffentlich-rechtliche Bank 
restlos überfordert, weil ihnen 
schlicht das Spezialwissen fehlte 
(= Inkompetenz).

Hinzu kamen Bankvorstände, 
die sich am internationalen Ka-
pitalmarkt verzockt hatten und 
zur Verschleierung ihrer fehlge-
schlagenen Geschäftspolitik auch 
nicht davor zurück schreckten, 

Bilanzen zu frisieren, um damit 
nicht nur die Öffentlichkeit zu 
täuschen.

Und statt die Reißleine zu zie-
hen und die Verantwortlichen vor 
die Tür zu setzen, steckten die 
Landesregierungen 3 Milliarden 
Euro als Kapitalerhöhung in die 
marode Bank (= Unvermögen).

Wir, die Steuerzahler, müssen 
nun für den angerichteten Scha-
den gerade stehen.

Die Parlamente in Kiel und 
Hamburg haben der Gründung 
einer Gesellschaft zugestimmt, 
die der HSH „schlechte Papiere“ 
abkaufen soll . „Schlechte Pa-
piere“: das sind solche Kredit-

forderungen, die wahrscheinlich 
nie oder nur in geringem Maße 
beglichen werden. Mit anderen 
Worten: Das Geld ist futsch, zu-
mindest weitgehend!

Dafür werden jetzt noch ein-
mal 6,2 Milliarden Euro Kredite 
bereitgestellt (= eine 62 mit 8 
Nullen - vor dem Komma)  – 
zusätzlich zu den bereits im Jahr 
2009 bewilligten 10 Milliarden 
Euro Garantien. Und das dürfte 
noch nicht das Ende der Fahnen-
stange sein.

In den letzten Ausgaben un-
serer BALL-Zeitung haben wir 
bereits über den HSH-Skandal 
berichtet. Der Bankenexperte 
Professor Norbert Dieckmann 
von der Wirtschaftshochschule 
EBC in Hamburg hat jetzt ein 
Buch über die Geschichte der 
Bank veröffentlicht, in dem die 
von uns geäußerten Befürchtun-
gen bestätigt worden sind:

5 Milliarden Verlust nur für Ham-
burg hält er für realistisch. Das 
bedeutet, dass auch Schleswig-
Holstein mit einem etwa gleich 
großen Verlust rechnen muss.

Ob die Bank (bzw. einzelne 
Geschäftsfelder) letztendlich ver-
kauft werden kann oder ob sie 
abgewickelt werden muss, steht 
in den Sternen. Ebenso, welches 
denn der „günstigere“ Weg wäre. 
Die beiden Landesregierungen 
halten Informationen darüber 
zurück – vielleicht , weil sie es 
selbst nicht wissen?

Aber: Wir Steuerzahler müs-
sen letztendlich das Ganze 
bezahlen. Die Finanzen der 
Städte und Gemeinden (auch 
Barmstedt) werden darunter 
zu leiden haben. Deshalb 
haben wir auch einen An-
spruch auf vollständige In-
formationen!

m 15.2. spätabends 
mal ein interessanter 
Beitrag in der ARD: 

Seit 2002 bis in die nahe Ge-
genwart  hätten Banken, „Ver-
mögensverwalter“ und Multi-
millionäre den Staat um rd. 10 
Milliarden Steuern geschröpft. 
Sie haben sich unter Ausnut-
zung von Gesetzeslücken bei
bestimmten Aktiendeals Steu-
ern von den Finanzämtern er-
statten lassen, die sie nie ge-
zahlt haben. Bereits 2002 wur-
de der damalige SPD-Finanzmi-
nister Eichel auf die Gesetzes-
lücke hingewiesen, doch nichts 
geschah. Auch unter den Finanz-
ministern Steinbrück (SPD) 
und Schäuble (CDU) gingen 
die Steuergeschenke oder der 
Raub von Steuergeldern weiter. 
Jetzt ermitteln die Staatsan-
wälte. Bezogen auf Barmstedt 
hätten wir rund 1,2 Mio. Euro 
haben können; damit hätten
wir hier einen weiteren Kinder-
garten oder preisgünstige So-
zialwohnungen bauen können. 
Die andere Welt: In Glück-
stadt will das Job-Center ein 
Ehepaar zwingen, in eine ande-
re Wohnung umzuziehen, die 
80 Cent im Monat billiger ist.
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ARD-Fernsehen:  
10 Milliarden-
Steuerraub

Fast unbemerkt
ach der Silvesternacht von Köln schien wochenlang das
Gesprächsthema in den Medien gesetzt: Kriminelle Flücht-
linge, integrationsunwillige Flüchtlinge, Angst vor Flücht-

lingen. Dass derzeit in Deutschland täglich Flüchtlingsheime 
attackiert werden, darüber sprich kaum jemand. 98 Angriffe 
auf Flüchtlingsheime gab es allein im Januar 2016. Doch in der 
medialen Wahrnehmung sind die Ängste der Deutschen populärer 
als die Ängste der Flüchtlinge. Allein 11 Talkshows widmeten sich 
am Jahresbeginn den Ereignissen der Silvesternacht in Köln, keine 
einzige hingegen thematisierte die alltägliche reale Gewalt gegen 
Flüchtlinge. Es ist ein Skandal, in welchem Umfang tagtäglich 
Menschen angegriffen werden. In dem nicht nur von Pegida und 
AfD geschürten Klima der Gewalt bleibt der Schutz der zu uns 
Geflüchteten auf der Strecke.



achdem die Stadtvertre-
tung gegen die Proteste 
der betroffenen Anwoh-

ner und gegen die Stimmen der 
BALL-Fraktion vor Jahren den 
Bebauungsplan für die Meierei/
Käsefabrik durchgesetzt hat, wa-
ren die Konflikte schon voraus-
sehbar. Die Lärmbelästigung
durch das stetig gestiegene Auf-
kommen an  an- und abfahren-
den LKWs sowie der Betriebs-
stättenlärm sind schnell zu einem 
unerträglichen Zustand herange-
wachsen.  

Besonders „nervend” sind 
die permanenten tieffrequenten 
„Brummgeräusche”, verursacht 
durch Motoren und Aggregate 
auf dem Fabrikgelände, unter 
denen die Anlieger rund um die 
Uhr 365 Tagen im Jahr zu leiden 
haben. Seit ca. zehn Jahren 
fordern sie die Werksleitung der 
Meierei/Käsefabrik auf die Ge-
räuschbelästigung abzustellen. 
Zunächst versuchte die Werks-
leitung den Betroffenen einzu-
reden, sie sollten sich nur nicht 

so anstellen. Die Geräusche, 
die sie wahrnehmen, wären 
eher Brummgeräusche von den 
Straßenlaternen oder vielleicht 
sogar die Fahrgeräusche von 
der einige Kilometer entfernten 
Autobahn. Nachdem sich nichts 
änderte, sind die Anwohner an 
das Landesamt für Umwelt LLUR 

herangetreten, haben Lärmpro-
tokolle geführt und letztendlich 
eine Lärmmessung durchsetzen 
können. Die Messung stellte die 
Brummgeräusche tatsächlich fest. 
Sie liegen im Frequenzbereich um 
die 30 Hertz. Daraufhin sah sich 
die Werksleitung gezwungen die 
Lärmbelästigung untersuchen zu 

lassen. Ein Ingenieurbüro wurde 
mit Messungen beauftragt. Die 
Ergebnisse liegen seit der ersten 
Jahreshälfte 2015 vor und wei-
sen Lärmemissionen auf, die mit 
10 dB über den zulässigen Grenz-
werten liegen. Die Werksleitung 
versprach zwar mit geeigneten 
Maßnahmen die Geräusche zu 

Teilerfolg für die Anwohnerinitiative MUT ZUR VERNUNFT:

Umweltgutachten werden überprüft 

Hartz-4-Bezieher/innen:

Noch schärfere Sanktionen geplant 

reduzieren, aber bisher ist keine 
Änderung eingetreten. Daraufhin 
ist die Anwohnerinitiative an alle 
Fraktionen der Stadtvertretung 
herangetreten. Sie forderte eine 
Untersuchung der tieffrequenten 
Geräusche. Außerdem sollen die 
Lärmemissionen, die von LKWs 
beim Rangieren und im Wartebe-
reich der LKW-Waage entstehen,
überprüft werden. Auch die Lärm-
grenzwerte sowie die Belastung 
durch Dieselruß für die umlie-
genden Wohngebiete müssen 
endlich in einem Gutachten zum 
Bebauungsplan festgehalten 
werden.

Ende Januar befasste sich auf 
Initiative der BALL-Fraktion der 
Umweltausschuss der Stadt mit 
den Forderungen der Anwohner.
Ein Gutachter soll jetzt alle Un-
terlagen und Messergebnisse 
prüfen und in der nächsten Sit-
zung des Umweltausschusses 
darüber berichten, damit an-
schließend über die Erstellung
eines neuen Gutachtens entschie-
den werden kann. 
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V or mehr als zehn Jahren
hat die SPD/Grünen-Re--
gierung unter SPD-Kanz-

ler Schröder die Hartz-4- Geset-
ze eingeführt. Rund 7 Mio. Men-
schen leben aktuell in der reichen 
Bundesrepublik in Haushalten mit 
Hartz-4-Bezug, darunter etwa
 zwei Mio. Kinder und Jugendli-
che. Hinzu kommen etwa 1.5 Mio.

„Aufstocker“, deren Einkommen
unter den Hartz-4-Sätzen liegen.
       In Barmstedt leben mehrere 
Hundert Menschen in Hartz-4-Be-
darfsgemeinschaften. Besonders 
häufig betroffen sind Alleinerzie-
hende. Monatlich stehen neben 
den Wohnungskosten dem Haus-
haltsvorstand 404,– Euro, für Kin-
der und Jugendliche 270,– Euro 
bzw. 306,– Euro zur Verfügung. 
Davon müssen die Stromkosten 
sowie sämtliche Lebenshaltungs-

kosten beglichen werden. Hinzu 
kommt, dass durch die Sanktionen 
der Job-Center Hunderttausenden 
jährlich noch die geringen Regel-
sätze gekürzt oder gestrichen 
werden, oftmals willkürlich, wie 
die hohen Klageerfolge gegen 

Sanktionen der Job-Center vor 
den Gerichten zeigen.

Während Sozialverbände, 
Arbeitsloseninitiativen und Die 
LINKE im Bundestag eine sehr 
deutliche Erhöhung der Hartz-4-
Regelsätze bzw. – so Die LINKE 

– perspektivisch eine sanktions-
freie soziale Grundsicherung for-
dern, die allen Menschen die Teil-
nahme am gesellschaftlichen Le-
ben ermöglicht, hat die CDU/
CSU/SPD-Regierung ganz ande-
res im Sinn. Aus dem Arbeits-
ministerium von Andrea Nahles 
(SPD) kommt der Entwurf mit 
weiteren Verschärfungen für 
Hartz-4-Bezieher: Die Heiz-
kosten sollen pauschal gezahlt 
werden und nicht mehr nach 
dem konkreten Verbrauch. Da 
Bezieher von Arbeitslosengeld II 
oftmals in schlechter isolierten 

Wohnungen leben, ist damit zu 
rechnen, dass über die Pauscha-
le hinausgehende Heizkosten 
auch noch vom Lebensunterhalt 
beglichen werden müssen. 

Noch unglaubl icher :  Aus 
dem Gesetzentwurf, der Anfang 

as ist ein Teilerfolg 
für die Kräfte, die sich 
gegen eine weitere Er-

höhung der meist in die Tau-
sende gehenden Anliegerbei-
träge beim Straßenausbau ge-
wehrt haben, nicht ganz un-
wesentlich darunter die BALL-
Stadtvertreter. Jetzt will die 
Stadtvertretung die Anlieger-
beiträge erst 2019 erhöhen. 
Der jetzt schon geplante Aus-
bau der Marktstraße, der Dan-
ziger Straße, der Gebrüderstra-
ße und des Weidkamps fällt so-
mit nicht mehr unter die Erhö-
hung. Ab 2019 sollen dann die 
Bewohner von „Anliegerstra-
ßen“ 85 % der Ausbaukosten 
tragen statt bislang 75 %, die 
Bewohner von „Haupterschlie-
ßungsstraßen“ 55 % statt bis-
lang 50 % und die Bewohner 
von „Hauptverkehrsstraßen“ 
35 % statt 25 %. Die BALL-
Fraktion lehnt die Erhebung 
von Anliegerbeiträgen ab, da 
nach unserer Auffassung der  
Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Bis 2019 bleibt noch viel Zeit 
für den weiteren Widerstand 
gegen die geplante Erhöhung.

D

Erhöhung der 
Anliegerbeiträge 
erst 2019

eben Einfamilienhaus- 
und Reihenhausbau 
wird auf dem ehema-

ligen Gabor-Gelände am Nap-
penhorn auch der Bau von 
drei Mehrfamilienhäusern mit 
jeweils ca. 12 Wohneinheiten
möglich sein. Weiterhin wur-
de westlich der Lutzhorner 
Landstraße eine weitere Flä-
che für Wohnbebauung sowie 
für einen Nahversorger Nord 
im Flächennutzungsplan aus-
gewiesen, an der Brunnenstra-
ße (gegenüber dem Ahorn-
ring) sowie Am Friedhof auf
einer kleinen Fläche des Fried-
hofs ebenfalls Flächen für 
Wohnungsbau. Nördlich des
Friedhofs gegenüber dem 

„Landkrog“ wurde ein Gewer-
begebiet ausgewiesen. 
Die BALL-Fraktion hat alle 
Beschlüsse unterstützt.

N

Neue 
Wohnungen 
am Nappenhorn

Februar von der Bundesregie-
rung beschlossen wurde, geht 
hervor, dass Jobcenter künftig 
Hartz-4-Sanktionen, die bei 
Aufgabe einer Tätigkeit bzw. 
Nichtantritt einer Stelle aufge-
brummt werden, über vier Jahre 
verhängen können. Dabei ist die 
Rede von „Ersatzansprüchen 
bei sozialwidrigem Verhalten“. 
Konkret bedeutet dies, dass es 

für Arbeitslose sehr teuer werden 
kann, wenn sie eine „zumutbare“
Tätigkeit ablehnen oder aus „per-
sonenbezogenen“ Gründen ge-
kündigt werden. Dann würde zu
der ohnehin dreimonatigen Hartz

-4-Sanktion noch ein Rückforde-
rungsanspruch aufgrund „sozial-
widrigen Verhaltens“ hinzukom-
men, der erst drei Jahre später 
erlischt. Sozialrechtsexperten 

schätzen ein, dass innerhalb von
fünf Jahren die Hälfte der Hartz

-4-Bezieher mit hohen Rückfor-
derungsansprüchen von Jobcen-
tern belegt werden könnten. 
Die BALL unterstützt die anlau-
fenden massiven Proteste gegen 
diesen die Armut verschärfen-
den Gesetzentwurf der CDU/
CSU/SPD-Regierung.

Info-Coupon:
❑  Ich interssiere mich 
     für die Arbeit  der BALL
     und wünsche weiteres
     Info-Material .

❑  Ich bitte um ein  
     persönliches Gespräch.

Name

Vorname

Straße

Einsenden an: Helmut Welk,
Nappenhorn 29 · 25355 Barmstedt

Willkommenskultur, Abschiebungen, Fluchtursachen

„Wir schaffen das” 
n Barmstedt engagieren sich 
sehr viele Menschen – Kir-
chengemeinden, Sportver-

eine, Gymnasium und zahlreiche 
Einzelpersonen – bei der Betreu-
ung von Kriegsflüchtlingen. Sie 
beraten, sie sorgen für die ärzt-
liche Betreuung, sie bieten Sport-
angebote, sie lehren die deut-
sche Sprache und bieten Frei-
zeitangebote. Auch der Einsatz 
der Barmstedter Stadtverwaltung 
mit Unterstützung durch die ge-
samte Stadtvertretung bei der 
Beschaffung von dezentralem 
Wohnraum ist vorbildlich. Das 
ist ein Teil der Willkommenskul-
tur. Die andere Seite: Während 
vor Ort die Menschen sich um 
eine Integration von Flüchtlingen 
bemühen, versuchen einzelne 
Vertreter von CDU und SPD mit 
der von CSU, AFD und Nazis 
verbreiteten menschenfeindli -
chen Hetze mitzuhalten. Eine Ver-
schärfung der Asylgesetze folgt 

auf die nächste. Die massenhafte 
Abschiebung von Flüchtlingen
wird vorbereitet. Selbst Länder 
wie Afghanistan, wo Terror, Krieg,
Verfolgung und extreme Not das 
Leben bestimmen, will der CDU-
Innenminister zu einem „siche-
ren Herkunftsland“ machen, um 
dorthin Flüchtlinge abzuschieben. 
Es ist absurd: Vor Ort engagieren 
sich die Menschen bei der Inte-
gration von vielen Flüchtlingen, 
deren Abschiebung auf Regie-
rungsebene geplant wird.

Zwischenzeitlich immer neue 
riesige Fluchtursachen, über die 
es ein auffälliges Schweigen in 
ARD, ZDF, Bild, Spiegel usw. gibt. 
Es gibt auch keine entschiedenen 
Proteste der CDU/CSU/SPD-Re-
gierung, denn die Staatsterroris-
ten sind ihre „Verbündeten“ und 
somit sind ihre Bomben nicht so 
schlimm: Im Jemen führt Saudi-
Arabien mit US-Unterstützung 
– u. a. mit deutschen Waffen –

einen völkerrechtswidrigen An-
griffskrieg, und gegen die Zivilbe-
völkerung werden Streubomben 
aus US-Produktion eingesetzt. In 
der Türkei hat Staatsterrorist und 
IS-Förderer Erdogan den offenen 
Krieg gegen die PKK aufgenom-
men, bombardiert kurdische 
Städte und die eigene kurdische 
Zivilbevölkerung. Und Erdogan 
bombardiert in Syrien – auch das 
ist Angriffskrieg - die kurdischen 
Kräfte, die den Hauptwiderstand 
gegen den Islamischen Staat lei-
sten, während weiterhin der Nach-
schub von IS-Terroristen über 
die Türkei läuft und der IS seinen 
Terror mit dem Verkauf von Öl 
u. a. über die Türkei finanziert. 
Und diesem Erdogan schiebt die 
Merkel-EU nun Milliarden Euro 
zu, damit er die mitverursachten 
Flüchtlinge in der Türkei in Lagern 
einsperrt oder gleich wieder in 
die Kriegsgebiete abschiebt. Kanz-
lerin Merkel: „Wir schaffen das.“


